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Corona-Auflagen in Moscheen 
 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

die Schriftliche Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Staats-

ministerium des Innern, für Sport und Integration und dem Staatsministeri-

um für Unterricht und Kultus wie folgt: 

1. Welche Moscheen in den Landkreisen Altötting, BGL, Erding, Ebersberg, 

München-Land, Rosenheim-Land und Rosenheim-Stadt haben einer der 

Staatsregierung unterstellten Behörden ein Schutzkonzept zur Verhinde-

rung der Ausbreitung des COVID-19-Virusses vorgelegt? 

Infektionsschutzkonzepte für Gottesdienste oder Zusammenkünfte von 

Glaubensgemeinschaften sind den zuständigen Kreisverwaltungsbehörden 

auf Verlangen vorzulegen. Eine generelle Verpflichtung zur Vorlage besteht 

nicht. Seit dem Zeitpunkt, ab dem entsprechende Veranstaltungen in Mo-

scheen wieder möglich waren, gab es keinen Anlass für die Behörden vor 

Ort, sich Hygienekonzepte vorlegen zu lassen.  
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2. Welche Rechtsgrundlagen behandeln den Umgang mit Veranstaltungs-

räume die der Abhaltung religiöser Zeremonien gewidmet sind, kein 

Schutzkonzept vorgelegt haben, aber in diesen Räumen dennoch religiöse 

Veranstaltungen durchführen (Bitte unter Angabe der einschlägigen Para-

graphen)? 

Für öffentlich zugängliche Gottesdienste in Kirchen, Synagogen und Mo-

scheen sowie die Zusammenkünfte anderer Glaubensgemeinschaften gilt 

nach § 6 Satz 1 Nr. 2 der Sechsten Bayerischen Infektionsschutzmaßnah-

menverordnung (6. BayIfSMV), dass ein Infektionsschutzkonzept, das die 

je nach Glaubensgemeinschaft und Ritus möglichen Infektionsgefahren 

minimiert, erstellt und auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbe-

hörde vorgelegt werden muss. Eine Veröffentlichung der Infektionsschutz-

konzepte ist nicht vorgeschrieben. 

Die örtlich für den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes zuständige Behör-

de kann weitergehende Anordnungen treffen (vgl. § 23 Satz 1 der 

6. BayIfSMV). Ist es aus infektionsschutzrechtlicher Sicht erforderlich, kann 

die zuständige Kreisverwaltungsbehörde, auch soweit Schutzmaßnahmen 

oder Schutz- und Hygienekonzepte vorgeschrieben sind, im Einzelfall er-

gänzende Anordnungen erlassen (§ 23 Satz 2 der 6. BayIfSMV). 

3. Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass in einer der in 1 abgefragten 

Moscheen nicht dennoch z.B. an einem Freitag eine religiöse Veranstaltung 

durchführt? 

Grundsätzlich sind nach § 6 Satz 1 der 6. BayIfSMV öffentlich zugängliche 

Gottesdienste u. a. in Moscheen zulässig, soweit sich der Teilnehmerkreis 

an den vorhandenen Sitzplätzen orientiert, bei denen ein Mindestabstand 

von 1,5 Metern zu anderen Plätzen gewahrt wird. 

Für den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes und der auf dieser Grundla-

ge erlassenen Rechtsvorschriften sind die Kreisverwaltungsbehörden zu-

ständig. Dementsprechend sind wie in allen anderen Bereichen stichpro-

benartige oder anlassbezogene Kontrollmaßnahmen zunächst durch Ver-
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pflichtete der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde, kommunale Ord-

nungsdienste sowie ergänzend auch durch die Bayerische Polizei möglich. 

4. An welchen Daten wurden in den in 1 abgefragten Häuser seit Inkrafttre-

ten der in 2 abgefragten Rechtsgrundlagen die Einhaltung der Corona-

Auflagen kontrolliert (Bitte vollständig aufschlüsseln)? 

Es wurden keine Kontrollen durchgeführt, da es weder Auffälligkeiten, Be-

schwerden noch Anzeigen gab. Eine belastbare Aussage zu der Anzahl 

polizeilicher Maßnahmen ist ohne unverhältnismäßig hohem Aufwand nicht 

möglich.  

5. Wie erklärt sich die Staatsregierung Hinweise von Bürgern, die bemän-

geln, dass in der der Muslimbruderschaft zugerechnete Moschee in Frei-

mann an manchen Freitagen zu Gebetszeiten eine rege Frequenz an Be-

suchern stattfinden soll, obwohl diese Moschee angeblich geschlossen sein 

soll? 

Weder dem Referat für Gesundheit und Umwelt der Landeshauptstadt 

München noch dem zuständigen Kreisverwaltungsreferat liegen hinsichtlich 

dieser Moschee Bürgerbeschwerden oder Informationen zu Besucherzah-

len vor. Auch der Staatsregierung hat hierzu keine weitergehenden Er-

kenntnisse. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Melanie Huml, MdL 
Staatsministerin 

 

 


